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Dieser 7. Band aus der Serie der „Antiqua“ der Akten des Kaiserlichen Reichshofrats ist 
wiederum sehr umfangreich und enthält eine Fülle von bisher weitgehend unbekannten 
Fällen zur Rechts- und Verfassungsgeschichte, zur Prozess- und Privatrechtsgeschichte, 
zum Lehenswesen, zum Erbrecht, zum Finanz-, Kredit- und Schuldenwesen, zur Sozial-
geschichte, zum Militärwesen, zur internationalen Diplomatie sowie zur Kultur-, Fami-
lien- und Personengeschichte des Alten Reichs.

Es wurden 1.003 Akten aus 112 Kartons mit einem Gesamtumfang von 102.007 
Aktenblättern nach den bewährten Verzeichnungsgrundsätzen erschlossen. Bedauerlich 
ist, dass 16 Akten durch Schimmelbefall derart beschädigt sind, dass ihre Blattzahl nicht 
ermittelt werden konnte (Nr. 253, 257–260, 264–269, 272–274, 393 und 767). Unmög-
lich war eine Verzeichnung der Akten in den Kartons 675 und 676 (Nr. 506 und 507) auf-
grund ihres schlechten Erhaltungszustands. Sie werden z. Zt. restauriert. Leider besteht 
mit zunehmendem Alter der Akten die Gefahr des Schimmelbefalls. Deswegen dient die 
Erschließung auch dazu, den wesentlichen Inhalt der noch lesbaren Akten zu sichern.

Die umfangreichste Akte mit 4.653 Bl. (Nr. 993) enthält ein verwickeltes und schwer 
durchschaubares Verfahren, das sich zu Beginn des 18. Jahrhunderts zwischen dem 
Dessauer Hoffaktor Moses Benjamin Wulff und Herzog Friedrich II. von Sachsen-Gotha-
Altenburg wegen Forderungen angeblich veruntreuter Gelder in Höhe von ca. 200.000 
Reichstalern abspielte (Nr. 993).1 

Eine weitere fast ebenso umfangreiche Akte mit 3.061 Bl. dokumentiert eine mehr 
als 50 Jahre währende Auseinandersetzung, die in der 1. Hälfte des 17. Jahrhunderts zwi-
schen der Stadt und der Universität Rostock im Regierungs- und Gerichtsbezirk des 
Herzogs Gustav Adolph von Mecklenburg-Güstrow stattfand (Nr. 769). Im Kern ging es 
um Privilegien und Freiheitsrechte der Universität und ihrer Angehörigen gegenüber der 
Stadt. Die einzelnen von zahlreichen Druckschriften begleiteten Konflikte betreffen die 
Vereidigung einiger vom Rat der Stadt berufener Professoren, die Erhöhung städtischer 
Schoßgelder für Universitätsangehörige, die Jurisdiktionsbefugnisse über Studenten und 
schließlich die nach Ansicht der Universität widerrechtliche Verhaftung eines Studenten 
namens Andreas Riesner im Haus des Universitätsrektors. 

Einen erheblichen Umfang mit 2.670  Bl. hat ferner die Akte über den Streit aus 
dem 16. Jahrhundert der Stadt Rostock mit den mecklenburgischen Herzögen Johann 
Albrecht I. von Mecklenburg-Schwerin und Ulrich III. von Mecklenburg-Güstrow (Nr. 772). 
Die Auseinandersetzungen betreffen die Biersteuer in Rostock, den Bau einer landes-
herrlichen Festung nach Abbruch von Teilen der Stadtmauer sowie die städtischen Juris
diktions-, Patronats- und allgemeinen Herrschaftsrechte.

1	 Vgl. dazu Heinrich Schnee, Die Hoffinanz und der moderne Staat, Bd. 2: Die Institution des Hoffakto-
rentums in Hannover und Braunschweig, Sachsen und Anhalt, Mecklenburg, Hessen-Kassel und Ha-
nau, Berlin1954, S. 267–270; Selma Stern, Der Hofjude im Zeitalter des Absolutismus: ein Beitrag zur 
europäischen Geschichte im 17. und 18. Jahrhundert, hrsg. von Marina Sassenberg (Schriftenreihe 
wissenschaftlicher Abhandlungen des Leo Baeck Instituts, Bd. 64), Tübingen 2001, S. 236; Marvin J. 
Heller, Moses Benjamin Wulff – Court Jew, in: European Judaism: A Journal for the New Europe, 
Bd. 33 No. 2, New York/Oxford 2000, S. 61–71, hier S. 67.
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Etwa 100 Jahre später war die Stadt Rostock wiederum mit einem weitläufigen Ver-
fahren befasst, diesmal unterstützt von Herzog Gustav Adolf von Mecklenburg-Güstrow 
gegen das Königreich Schweden (Nr. 773). Im Mittelpunkt dieses Streits standen Fragen, 
die sich nach dem Ende des Dreißigjährigen Krieges als Folge des Friedensschlusses von 
1648 ergeben hatten. Im Einzelnen ging es um die nach Ansicht der klägerischen Seite 
widerrechtlich von Schweden besetzte Stadt Warnemünde und den Bau einer neuen 
Schanze sowie um die Abschaffung des in Kriegszeiten begründeten Hafenzolls, der von 
einem schwedischen Kriegsschiff aus erhoben wurde. Der Fall war von politisch hoher 
Brisanz. Das belegen die in den Akten enthaltenen zahlreichen vota ad imperatorem mit 
den entsprechenden Beschlüssen des Geheimen Rats, ferner ein Reichsgutachten, ver-
schiedene Gesandtenkorrespondenzen sowie die Einschaltung von Kurfürsten, Reichstag 
und dem kaiserlichen Prinzipalkommissar. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient der zusammenhängende Aktenbestand von 
245 Fällen zur freien Reichsritterschaft (Nr. 503–748). Bekanntlich standen die Reichs
ritterschaften in der Gunst und unter dem besonderen Schutz des Kaisers. Sie wandten 
sich daher immer wieder an den Reichshofrat, wenn sie ihre Rechte und Privilegien 
durch die Territorialherren bedroht sahen. Denn letztere versuchten die Reichsritter-
schaften zu vernichten, weil diese ihren Bestrebungen nach Landesvereinheitlichung 
durch Herstellung einer gleichförmigen Verwaltung, Justiz und Polizei im Wege standen. 
Insoweit waren die Ritterschaften für den Kaiser ein „erwünschter Machtfaktor gegen-
über den Fürsten“2 und eines der Mittel, mit dem er „die machtpolitische Balance im 
Reich“ sowie dessen föderative Verfassungsstruktur zu erhalten versuchte.3 

Das Spannungsverhältnis zwischen Ritterschaften und Territorialherren belegen 
nachhaltig die in diesem Bande verzeichneten einschlägigen Verfahren. Das gilt beson-
ders für Auseinandersetzungen, in denen ein Territorialherr gegen straffällig gewordene 
reichsunmittelbare Ritter mit der Behauptung vorging, er und nicht der Reichshofrat sei 
für solche Fälle zuständig (Nr. 608).4 Zur Sicherung des ritterschaftlichen Grundbesitzes 
lastete ein privilegiertes Vorkaufsrecht auf diesen Gütern, das eine Veräußerung an Ter-
ritorialherren erschwerte und bei Missachtung die Nichtigkeit der entsprechenden Ver-
träge sowie eine Strafe zur Folge hatte. Außerdem wurde der Käufer durch den Erwerb 
des Gutes nicht von der Verpflichtung zur fortlaufenden Zahlung reichsritterschaftlicher 
Abgaben frei (Nr. 611, 636, 641, 650). Auch im Übrigen geht es in den Verfahren um den 
Kampf der Reichsritterschaft zur Erhaltung und Durchsetzung ihrer Selbstständigkeit 
und ihrer Privilegien (Nr. 526, 693, 695). Dazu gehört beispielsweise ihre Befugnis zur 
Erhebung und zum Einzug reichsritterschaftlicher Steuern und Abgaben (Nr. 510, 516, 
600), ihre Befreiung von bestimmten Zöllen und Lasten (512, 586, 596), ihr Vorrang 

2	 Heinrich Müller, Der letzte Kampf der Reichsritterschaft um ihre Selbständigkeit (1790–1815), Berlin 
1910, S. 21.

3	 Michael Puchta, Mediatisierung „mit Haut und Haar, Leib und Leben“. Die Unterwerfung der Reichs-
ritter durch Ansbach-Bayreuth (1792–1798) (Schriftenreihe der Hist. Kommission bei der Bayeri-
schen Akademie der Wissenschaften, hrsg. von H. Neuhaus, Bd. 85), Göttingen 2012, S. 53. 

4	 Vgl. dazu Wolfgang Sellert, Die Zuständigkeit des Kaiserlichen Reichshofrats für Verbrechen reichs-
unmittelbarer Adliger unter besonderer Berücksichtigung von Straftätern aus der Reichsritterschaft 
(im Erscheinen in: Quellen und Forschungen zur höchsten Gerichtsbarkeit im Alten Reich).
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(Präzedenz) beim Votieren auf den unterelsässischen Landtagen (Nr. 706, 719), ihre kon-
fessionelle Selbstbestimmung (Nr.  505, 686), ihr geforderter Schutz vor Verletzungen 
ihres reichsunmittelbaren Standes (Nr. 685, 741) und ihr Anspruch auf Befreiung von der 
Gerichtsbarkeit des kaiserlichen Hofgerichts zu Rottweil (Nr. 725).

Das Rottweiler Hofgericht spielt allerdings auch in nicht ritterschaftlichen Verfahren 
wiederholt eine Rolle. Dort geht es u. a. um eine Visitation des Hofgerichts sowie um 
dessen Zuständigkeit und die Einführung einer neuen Hofgerichtsordnung, die nicht die 
Zustimmung der rheinischen Kurfürsten gefunden hatte (Nr. 808–810).5

Hervorzuheben sind ferner einige Strafrechtsfälle, darunter das Verfahren aus der 
ersten Hälfte des 17.  Jahrhunderts gegen den Reichsritter Hans Ernst von Horneck und 
seine Ehefrau Melusina wegen Kindsmords, das der Reichshofrat, wie üblich für Ver-
brechen der Reichsritter, einer Kommission zur Durchführung eines Inquisitionsprozes-
ses übertrug (Nr. 599).6 Auch der Landfriedensbruch ist – wie schon in den früheren 
Erschließungsbänden – Gegenstand mehrerer reichshofrätlicher Verfahren (Nr. 28, 983). 

Weil die Stadt Regensburg als Prozesspartei in den Akten vertreten ist, enthält der 
Band erwartungsgemäß zahlreiche Fälle, in denen es um kirchlich-konfessionelle Ange-
legenheiten geht. Bemerkenswert sind Streitigkeiten um die Nutzung der Regensbur-
ger Dominikanerkirche für den evangelischen Gottesdienst (Nr. 283), um die Annullie-
rung der Einsetzung eines kaiserlichen Kaplans in das Regensburger Königskanonikat 
(Nr. 308), um die Leitung und Administration des Regensburger Schottenklosters 
(Nr. 314), um die Rückgabe des seit 1542 für den evangelischen Gottesdienst genutzten 
vorderen Teils (Langhaus) der Dominikanerkirche (Nr. 345) und um die Rekatholisierung 
des Regensburger Katharinenspitals (Bürgerspitals) durch Vertreibung des evangelischen 
Personals (Nr. 370).

Nicht unerwähnt sollen ferner verschiedene aus den Akten ersichtliche politisch-
diplomatische Vorgänge bleiben: So z. B. der kaiserliche Befehl, dass der Reichshofrat 
Christoph Philipp Zott von Pernegg7 mit den Gesandten der Könige von Dänemark und 
Polen über die Restitution der durch Seeräuberei verlorenen Schiffe des Kaufmanns 
Hermann Bolemann verhandeln sollte (Nr. 840) oder die Verfügung an den kaiserlichen 
Gesandten in England, beim Kurfürsten von der Pfalz Erkundigungen über das Angebot 
eines englischen „Cavaliers“ zur Ausrüstung mehrerer Kriegsschiffe gegen die Türken 
einzuholen (Nr. 843).

Erwähnenswert ist darüber hinaus die Akte über die Organisation der langjährigen 
Gefangenschaft des Herzogs Johann Friedrich II. von Sachsen („Sächsische Kustodie“) in 
der Wiener Neustadt (Nr. 840). Dort geht es u. a. um Fragen der Besetzung der Wach-
mannschaft, der Haftbedingungen und der Entlassung des Herzogs. 

Von rechtsgeschichtlichem Interesse dürften auch die zahlreichen Auseinanderset-
zungen über Probleme des Buchhandels sowie des Buch- und Zeitungsdrucks sein, so 
z. B. die Streitigkeiten über die Verletzung des Druckprivilegs für den Frankfurter Zei-

5	 Vgl. dazu Ulrike Schillinger, Die Neuordnung des Prozesses am Hofgericht Rottweil 1572 (Quellen 
und Forschungen zur höchsten Gerichtsbarkeit im Alten Reich, Bd. 67), Köln/Weimar/Wien 2016.

6	 Vgl. dazu W. Sellert, Die Zuständigkeit (wie Fn. 4). 
7	 Zott v. Pernegg war seit 1593 Mitglied auf der Adelsbank des Reichshofrats; vgl. dazu Oswald v. 

Gschließer, Der Reichshofrat, Wien 1942 (Neuausgabe Nendeln/Lichtenstein 1970), S. 154.  
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tungsdruck (Nr. 886) und über das Erbe des Frankfurter Buchhändlers Wilhelm Serlin 
(Nr. 255, 887, 888, 889).

Das sich bisher schon als kooperativ erwiesene Verhältnis zwischen dem Reichshofrat 
und dem Reichskammergericht wird durch die in diesem Band verzeichneten Verfahren 
bestätigt. Dementsprechend enthalten die Akten keine Anhaltspunkte für Zuständig
keitsprobleme zwischen den beiden Gerichten. Vielmehr lässt der Reichshofrat dem 
Reichskammergericht „seinen Lauf“, wenn er beispielsweise dem Herzog von Jülich-
Kleve befiehlt, er solle die Jurisdiktion des Reichskammergerichts respektieren (Nr. 467). 

Nach wie vor geriert sich der Reichshofrat jedoch als oberste Justiz- und Aufsichts-
behörde. Wiederholt kommt er daher den Gesuchen von Parteien nach, das Reichskam-
mergericht – gelegentlich auch den Reichsfiskal (Nr. 368, 923) – mit sog. Promotorial-
schreiben und Befehlen an die Erfüllung seiner dienstlichen Pflichten und Aufgaben zu 
erinnern. Während es sich meistens um Anordnungen zur Verfahrensbeschleunigung, 
zur Fortführung liegengebliebener Verfahren, zur Beachtung der Zuständigkeit kaiserli-
cher Kommissionen oder zur Urteilsvollstreckung handelt, geht es in dem vorliegenden 
Band mehrfach auch um Aufforderungen, die Privilegien und Besteuerungsrechte der 
Reichsritter zu beachten (Nr. 695, 721, 726, 727). Der Reichshofrat wurde häufig außer-
dem tätig, wenn die Gerichte in den Städten und Territorien auf Klagen der Parteien 
untätig blieben. Das gilt beispielsweise für die Verfügungen des Reichshofrats an die 
Stadt Ravensburg, einen Täter wegen Schmähung der katholischen Konfession angemes-
sen zu bestrafen (Nr. 152), und an die Stadt Bremen zur Inhaftierung eines geflohenen 
betrügerischen Schuldners (Nr. 271). Letztlich handelt es sich um Fälle der verweigerten 
oder verzögerten Justiz (Nr. 273, 835). Etwas aus dem Rahmen fällt die Anweisung von 
Kaiser Ferdinand III., sowohl das Reichskammergericht als auch das Hofgericht zu Rott-
weil sollten den Jüngsten Reichsabschied beachten und in ihren Entscheidungen stets 
die häufig prekäre finanzielle Lage der Schuldner berücksichtigen (Nr. 409). 

Wie weit gefächert das Tätigkeitsfeld des Reichshofrats war, zeigen im Übrigen meh-
rere Fälle zum Salzhandel (Nr. 367, 368, 771), ferner ein Fall zur Privilegierung des zu 
Nutz und Gebrauch […] an vielen hohen und niedrigen Personen […] bewährt befundenes 
Heilmittel Spiritus apoplectici oleos (Nr. 96) sowie ein Verfahren wegen Bruchs einer 
vertraglichen Geheimhaltungspflicht über die Herstellungsmethode von Eisen in Stahl. 
Hier hatte der vom Geheimnisverrat Begünstigte als Gegenleistung offenbart, wie man 
mit Hilfe einer Tinktur Eisen in Gold verwandeln könne (Nr. 138).

Zur bildlichen Anschauung und zu Beweiszwecken enthalten die Akten verschiede-
ne Abbildungen, darunter eine farbige Wappenzeichnung (Nr. 844) und die Zeichnung 
eines goldenen Taufrings, der als Geschenk von Nürnberger Bürgermeistern vergeben 
wurde (Nr. 774). Besondere Aufmerksamkeit verdienen die farbige Zeichnung der zur 
Regensburger Mühle in Stadtamhof gehörenden Mühlschlacht (Stauwehr) im Fluss-
lauf der Donau bis zur Steinernen Brücke (Nr. 385) und zwei großformatige Grundrisse 
der Gebäude und Grundstücke im Areal des Regensburger Ägidienplatzes (Kloster und 
Kirche St. Blasius der Dominikaner, Ägidienkirche, Deutschordenshaus u. a.) aus dem 
17. Jahrhundert (Nr. 346).

Abgesehen von der hier präsentierten kleinen Auswahl der Erschließungsergebnisse 
öffnen dem Benutzer die detaillierten Indices dieses Bandes sowie die kostenlose Online-
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version (http://www.archivinformationssystem.at/suchinfo.aspx) den Zugang zu einer 
Fülle von weiteren Fällen und Verfahren.

Abschließend sei allen Personen und Institutionen gedankt, die an der Entstehung 
dieses Bandes mitgewirkt haben. Dazu gehört an erster Stelle der Bearbeiter Dr. Ulrich 
Rasche, der wiederum mit hoher Professionalität die Aktenberge erschlossen hat. 
Besonderer Dank gilt sodann Mag. Susanne Gmoser und Stefanie Preisl MA, die selbst-
ständig sowie mit der erforderlichen Kompetenz die Register erstellt haben. Weiterer 
Dank gebührt dem Direktor des Haus-, Hof- und Staatsarchivs Hofrat Mag. Thomas Just 
für wertvolle organisatorische Unterstützung. Ferner ist a. O. Univ.-Prof. Dr. Thomas 
Olechowski zu danken, der als Leiter des Instituts für Rechts- und Verfassungsgeschichte 
der Universität Wien und Obmann der Kommission für Rechtsgeschichte Österreichs 
der Österreichischen Akademie der Wissenschaften (KRGÖ) das Erschließungsprojekt 
hilfreich begleitet. Hervorzuheben ist wiederum die stets gute Zusammenarbeit mit der 
für das Erschließungsprojekt zuständigen Vorsitzenden der Leitungskommission der 
Niedersächsischen Akademie der Wissenschaften zu Göttingen Prof. Dr. Eva Schumann 
und der Verlagsleiterin Dr. Carina Lehnen vom Erich Schmidt Verlag. 

Wolfgang Sellert
Göttingen, im Januar 2023

http://www.archivinformationssystem.at/suchinfo.aspx



